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Protokoll der 13. ordentlichen Generalversammlung der 
Basilea Pharmaceutica AG („Basilea“), Basel, vom 9. April 2014 im Auditorium 
des Hotels Hilton, Basel, 14:05–16.00 Uhr. 

Traktanden und Anträge des Verwaltungsrates 

1. Jahresbericht, Jahresrechnung und Konzernjahresrechnung 2013

2. Ergebnisverwendung

3. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung

4. Wahlen in den Verwaltungsrat

5. Wahl des Präsidenten des Verwaltungsrates

6. Wahl der Mitglieder des Vergütungsausschusses

7. Wahl der Revisionsstelle

8. Wahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters

9. Anpassung der Statuten an die Verordnung gegen übermässige
Vergütungen bei börsenkotierten Aktiengesellschaften (VegüV)

10. Weitere Anpassungen der Statuten

11. Schaffung von genehmigtem Kapital durch die Genehmigung des Artikels
3b der Statuten

Der Präsident des Verwaltungsrates, Herr Dr. Martin Nicklasson, eröffnet die 
Generalversammlung um 14:05 Uhr und übernimmt den Vorsitz.  

Der Vorsitzende stellt fest, dass sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrates 

sowie sämtliche Mitglieder der Geschäftsleitung anwesend sind. Der 
Vorsitzende hält fest, dass seitens der Revisionsstelle von Basilea, 
PricewaterhouseCoopers AG, Herr Thomas Brüderlin anwesend ist.  

Als Protokollführerin für die 13. ordentliche Generalversammlung ernennt der 

Vorsitzende Frau Dr. Elizabeth Rozek, Corporate Secretary. Der Vorsitzende 
hält fest, dass für die Traktanden 9, 10 und 11 zusätzlich Herr Dr. Alexander 
Gutmans, Advokat und Notar, das Protokoll führen wird. Als Stimmenzähler 

ernennt der Vorsitzende Herrn Daniel Schulthess und Frau Nina Steger von der 
SIX SAG AG, Olten. Der Vorsitzende hält ferner fest, dass Frau Dr. Caroline 
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Cron, Advokatin, als unabhängige Stimmrechtsvertreterin verschiedener 
Aktionäre anwesend ist. Der Vorsitzende informiert die Aktionäre, dass 

zunächst Herr Ronald Scott, Chief Executive Officer, in Ergänzung des 
schriftlichen Geschäftsberichtes einen Überblick und zusätzliche 
Erläuterungen zur Entwicklung der Gesellschaft geben werde. Nach diesem 

Überblick werde dann die Traktandenliste gemäss Einladung zur heutigen 
Generalversammlung behandelt.  

Der Vorsitzende übergibt das Wort dem Chief Executive Officer, Herrn Ronald 

Scott. Ronald Scott hebt in seiner Präsentation hervor, dass Basilea mit dem 
Erhalt der Zulassung von Ceftobiprol in wichtigen europäischen Ländern sowie 
der Vorlage positiver Phase-3-Ergebnisse für Isavuconazol bei der Behandlung 

von Aspergillose die zwei wichtigsten Ziele für 2013 erreicht habe, die auf der 
letztjährigen Ordentlichen Generalversammlung in Aussicht gestellt worden 
waren. 

Herr Scott berichtet darüber hinaus, dass Basilea einen Vertrag mit der 

Biomedical Advanced Research and Development Authority (BARDA), einer 
Abteilung des US Gesundheitsministeriums, abgeschlossen habe, durch den 
eine Finanzierung für die Entwicklung von Basileas neuartigem Antibiotikum 

BAL30072 zur Behandlung multiresistenter gramnegativer Krankheitserreger  in 
Höhe von bis zu 89 Mio. US-Dollar gesichert werden konnte, ohne dass dies für 
die Aktionäre zu einer Verwässerung ihrer Beteiligung führt. 

Herr Scott berichtet, dass Basilea nach dem erfolgreichen Abschluss der 

Phase-1-Studie mit ihrem Antikrebswirkstoff BAL101553 erwartet, im Jahr 2014 
mit der Phase 2 beginnen zu können. 

Zum Schluss seines Vortrags weist Herr Scott auf die wichtigsten Ziele für 2014 
hin, darunter die geplante Einreichung eines Zulassungsantrags für 

Isavuconazol in Europa und den USA sowie erste Markteinführungen von 
Ceftobiprol in wichtigen europäischen Ländern. 

Nachdem keine Fragen gestellt werden, leitet der Vorsitzende zum formellen 
Teil der Generalversammlung gemäss Traktandenliste über.  

Der Vorsitzende stellt fest, dass die Generalversammlung durch Publikation im 

Schweizerischen Handelsamtsblatt vom 19. März 2014 sowie durch ein 
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Schreiben an die im Aktienbuch eingetragenen Aktionäre in der 
vorgeschriebenen Form rechtzeitig einberufen wurde und damit rechtsgültig 

konstituiert ist. Der Vorsitzende informiert, dass das Protokoll der ordentlichen 
Generalversammlung vom 9. April 2013 auf Anfrage bei Frau Elizabeth Rozek 
zur Einsicht aufliegt und auf der Basilea Homepage verfügbar sei, und dass 

das Protokoll der heutigen Generalversammlung nach seiner Erstellung auf 
der Webseite von Basilea abrufbar sein werde. Bezüglich Beschlussfassung 

hält er fest, dass zur Teilnahme und Ausübung des Stimmrechts an der 
Generalversammlung diejenigen Aktionäre berechtigt sind, welche an dem 
vom Verwaltungsrat bezeichneten Stichtag im Aktienbuch als Aktionäre mit 

Stimmrecht eingetragen sind. Der Verwaltungsrat habe dafür den 28. März 
2014 als Stichtag festgelegt. 

Der Vorsitzende informiert, dass keine Präsenzquoren Anwendung fänden; 
das heisst, die Generalversammlung sei beschlussfähig für alle Traktanden, 

unabhängig von der Anzahl der anwesenden Aktionäre respektive der 
vertretenen Aktien. Der Vorsitzende führt ferner aus, dass jede Aktie zu einer 
Stimme berechtige, und dass grundsätzlich für das gültige Zustandekommen 

der Beschlüsse das absolute Mehr der vertretenen Stimmen gelte, ausser für 
Traktandum 11, für welches ein qualifiziertes Mehr erforderlich sei.  

Der Vorsitzende hält ferner fest, dass er das Verfahren bei Abstimmungen und 
Wahlen abschliessend bestimme, und dass er beabsichtige, die Abstimmung 

zu den Traktanden grundsätzlich offen durch Handheben durchzuführen. Er 
bittet all diejenigen Aktionäre, welche gegen einen Antrag stimmen oder sich 

der Stimme enthalten, dem Stimmenzähler ihren Stimmenanteil bekannt zu 

geben, damit die genauen Abstimmungsresultate festgestellt werden können. 

Betreffend die Präsenzliste hält der Vorsitzende fest, dass diese 
zwischenzeitlich aufgrund der vorgewiesenen Zutrittskarten erstellt werden 
konnte. Die Generalversammlung sei wie folgt zusammengesetzt:  

 Anwesende Aktionäre beziehungsweise deren Vertreter:  127 

 Vertretene Aktien beziehungsweise Stimmen: 5‘349‘913 

 Vertretene Stimmen in Prozenten des gesamten Aktienkapitals: 51.32% 

Vom Total der vertretenen Aktien entfallen auf: 
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 Unabhängigen Stimmrechtsvertreter: 5‘255‘544 Stimmen 

 Anwesende Aktionäre beziehungsweise Bevollmächtigte: 94‘369 Stimmen 

Das absolute Mehr der vertretenen Stimmen betrage demnach 2‘674‘957 

Stimmen.  

Das qualifizierte Mehr der vertretenen Stimmen betrage demnach 3‘566‘609 

Stimmen. 

Der Vorsitzende hält fest, dass an der Generalversammlung keine von der 

Gesellschaft selbst oder ihren Tochtergesellschaften gehaltenen Aktien 
vertreten sind. 

Er führt weiter aus, dass die Aktionäre mit der Einladung ein Formular 

bezüglich der Vollmachterteilung an die unabhängige Stimmrechtsvertreterin 
erhalten haben und dass die Aktionäre mit Unterzeichnung dieses Formulars 

die unabhängige Stimmrechtsvertreterin beauftragt und ermächtigt haben, 
das Stimmrecht gemäss den jeweiligen Anträgen/Empfehlungen des 

Verwaltungsrates auszuüben, sofern sie bei einzelnen oder mehreren 
Anträgen oder Verhandlungsgegenständen keine anderslautenden 
Weisungen auf diesem Weisungsformular erteilt haben. Der Vorsitzende 

erklärt, dass dies auch für den Fall gelte, dass an der Generalversammlung 
über Anträge oder Verhandlungsgegenstände abgestimmt wird, welche 
nicht in der Einladung aufgeführt sind, und die Aktionäre für diese Fälle keine 

anderslautenden schriftlichen Weisungen erteilt haben. 

Der Vorsitzende führt weiter aus, dass die Generalversammlung zu allen 
Traktanden beschlussfähig ist. 

Der Vorsitzende bringt einige Erklärungen zu bestimmten Traktanden an. Er 

erklärt, dass die Annahme der Minder-Initiative durch die Schweizer 
Stimmberechtigten im letzten Jahr einen direkten Einfluss auf das 

schweizerische Aktienrecht und damit auch auf börsenkotierte 
Aktiengesellschaften hat und dass der Verwaltungsrat zur Umsetzung der 
neuen Anforderungen der Verordnung gegen übermässige Vergütungen bei 
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börsenkotierten Aktiengesellschaften einen Katalog an Statutenänderungen 
vorschlägt. 

Er fasst zusammen, dass alle Verwaltungsratsmitglieder neu jährlich für eine 

Amtsdauer von einem Jahr gewählt werden und dass zudem der 
Verwaltungsratspräsident, die Mitglieder des Vergütungsausschusses sowie 

der unabhängige Stimmrechtsvertreter neu von der Generalversammlung 

gewählt werden. Der Vorsitzende erklärt zudem, dass es ab 2015 zu den 

Aufgaben des Verwaltungsrates gehört, einen Vergütungsbericht zu erstellen, 
welcher den Aktionären zur Verfügung gestellt wird. Schliesslich führt er aus, 
dass die Kompetenzen des Vergütungsausschusses sowie die Anzahl von 

zusätzlichen Mandaten für Mitglieder des Verwaltungsrates geregelt werden. 

Nach dieser Zusammenfassung fragt der Vorsitzende, ob Fragen oder 
Bemerkungen zu seinen Ausführungen bestehen. 

Nachdem keine  Fragen gestellt werden, geht der Vorsitzende zu Traktandum 

1 über. 

Traktandum 1  
Jahresbericht, Jahresrechnung und Konzernjahresrechnung 2013  

Der Vorsitzende hält fest, dass der Jahresbericht 2013, zusammen mit der 
Jahresrechnung, der Konzernjahresrechnung sowie dem Revisionsbericht, 

allen Aktionären mit der Einladung zur heutigen Generalversammlung 
zugestellt worden sei. Überdies habe er den Aktionären auf dem Internet und 
am Sitz der Gesellschaft zur Einsicht zur Verfügung gestanden. Der Vorsitzende 

erklärt zudem, dass weitere Exemplare auch heute auslägen und ausserdem 
bei der Gesellschaft bezogen werden könnten. Der Vorsitzende erklärt, dass 
der anwesende Herr Thomas Brüderlin von PricewaterhouseCoopers AG ihn 

vor der Generalversammlung habe wissen lassen, dass er keine Bemerkungen 
zum schriftlichen Bericht anzubringen habe. Der Verwaltungsrat beantrage 
demnach die Genehmigung des Jahresberichts, der Jahresrechnung sowie 

der Konzernjahresrechnung 2013.  

Nachdem keine Fragen zum Geschäftsbericht 2013 gestellt werden, 
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genehmigt die Generalversammlung den Jahresbericht, die Jahresrechnung 
und die Konzernjahresrechnung für das Geschäftsjahr 2013 in offener 

Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 2‘019 Gegenstimmen und 22‘153 
Enthaltungen. 

Traktandum 2 
Ergebnisverwendung 

Der Vorsitzende erklärt, dass für das Geschäftsjahr 2013 ein Bilanzverlust von 

CHF 1,945,128 resultiere. Der Verwaltungsrat beantragt, den Bilanzverlust von 
CHF 1,945,128 auf die neue Rechnung vorzutragen.  

Herr Kunz, Burgdorf, fragt, ab welchem Jahr Basilea Gewinn schreiben wird. 

Herr Donato Spota, CFO, erklärt, dass in Anbetracht der gegenwärtigen Pläne 
und unter der Annahme, dass die gesetzten Ziele erreicht werden, 

vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann, dass Basilea in einigen 
Jahren profitabel sein wird. 

Nachdem zu diesem Traktandum keine weiteren Fragen gestellt werden, 
beschliesst die Generalversammlung in offener Abstimmung mit absoluter 

Mehrheit bei 3‘284 Gegenstimmen und 6‘820 Enthaltungen, den Bilanzverlust 
von CHF 1,945,128 auf die neue Rechnung vorzutragen.  

Traktandum 3  
Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Geschäfts-
leitung 

Der Vorsitzende erklärt, dass für dieses Traktandum die Mitglieder des 
Verwaltungsrates und alle anderen Personen, welche an der Geschäfts-

führung teilgenommen haben, nicht stimmberechtigt seien. Nachdem zu 
diesem Traktandum keine Wortmeldungen erfolgen, erteilt die 
Generalversammlung den Mitgliedern des Verwaltungsrates und der 

Geschäftsleitung in globo für ihre Geschäftsführung im Geschäftsjahr 2013 in 
offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 38‘923 Gegenstimmen und 
162‘170 Enthaltungen die Entlastung.  
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Traktandum 4 
Wahlen in den Verwaltungsrat 

Der Vorsitzende erklärt, dass aufgrund der neuen eidgenössischen 
Verordnung gegen übermässige Vergütungen bei börsenkotierten 

Aktiengesellschaften die einzelnen Verwaltungsräte für eine einjährige 
Amtsdauer zu wählen sind. 

Der Verwaltungsrat schlägt zur Wahl für eine Amtsdauer von einem Jahr bis 
zum Ende der nächsten ordentlichen Generalversammlung alle amtierenden 

Verwaltungsratsmitglieder vor.  

Der Vorsitzende erklärt, dass eine Beschreibung der Geschäftserfahrung, 
Ausbildung und Verantwortlichkeiten aller Verwaltungsratsmitglieder dem 
Jahresbericht zu entnehmen sei.  

Herr Léon Maître, von Allschwil, stellt die Frage nach der Anzahl der 

Verwaltungsräte bei einer noch nicht profitablen Gesellschaft. 

Der Vorsitzende antwortet, dass ein breit abgestützter Verwaltungsrat 
notwendig ist, um eine Gesellschaft zu unterstützen, die in einem komplexen 
Umfeld auf ihre Profitabilität hinarbeitet.  

Nachdem keine weiteren Fragen gestellt werden, geht der Vorsitzende zur 

Abstimmung über. 

4a: Wiederwahl von Herrn Dr. Martin Nicklasson  

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 
des Verwaltungsrates Herrn Dr. Martin Nicklasson für eine Amtsdauer von 

einem Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 166‘688 
Gegenstimmen und 7‘704 Enthaltungen.  

4b: Wiederwahl von Herrn Domenico Scala 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 

des Verwaltungsrates Herrn Domenico Scala für eine Amtsdauer von einem 
Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 129‘915 
Gegenstimmen und 6‘551 Enthaltungen.  
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4c: Wiederwahl von Herrn Hans-Beat Gürtler 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 
des Verwaltungsrates Herrn Hans-Beat Gürtler für eine Amtsdauer von einem 

Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 75‘311 Gegenstimmen 
und 6‘901 Enthaltungen.  

4d: Wiederwahl von Herrn Prof. Daniel Lew 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 

des Verwaltungsrates Herrn Prof. Daniel Lew für eine Amtsdauer von einem 
Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 59‘967 Gegenstimmen 
und 9‘201 Enthaltungen.  

4e: Wiederwahl von Herrn Dr. Thomas M. Rinderknecht  

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 

des Verwaltungsrates Herrn Dr. Thomas M. Rinderknecht für eine Amtsdauer 
von einem Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 88‘716 
Gegenstimmen und 6‘823 Enthaltungen.  

4f: Wiederwahl von Herrn Steven D. Skolsky 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 

des Verwaltungsrates Herrn Steven D. Skolsky für eine Amtsdauer von einem 
Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 78‘411 Gegenstimmen 

und 6‘966 Enthaltungen.  

4g: Wiederwahl von Herrn Dr. Thomas Werner 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 
des Verwaltungsrates Herrn Dr. Thomas Werner für eine Amtsdauer von einem 

Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 62‘192 Gegenstimmen 
und 6‘826 Enthaltungen.  
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Traktandum 5 
Wahl des Präsidenten des Verwaltungsrates 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 
des Verwaltungsrates Herrn Dr. Martin Nicklasson für eine Amtsdauer von 

einem Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 166‘613 
Gegenstimmen und 7‘956 Enthaltungen. 

Traktandum 6 
Wahl der Mitglieder des Vergütungsausschusses 

6a: Wiederwahl von Herrn Dr. Martin Nicklasson 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 
des Verwaltungsrates Herrn Dr. Martin Nicklasson für eine Amtsdauer von 
einem Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 421‘348 

Gegenstimmen und 7‘963 Enthaltungen. 

6b: Wiederwahl von Herrn Steven D. Skolsky 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 
des Verwaltungsrates Herrn Steven D. Skolsky für eine Amtsdauer von einem 

Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 235‘050 
Gegenstimmen und 7‘474 Enthaltungen. 

6c: Wiederwahl von Herrn Dr. Thomas Werner 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 

des Verwaltungsrates Herrn Dr. Thomas Werner für eine Amtsdauer von einem 
Jahr in offener Abstimmung mit absoluter Mehrheit bei 234‘369 
Gegenstimmen und 7‘564 Enthaltungen. 

Traktandum 7 
Wahl der Revisionsstelle 

Der Vorsitzende erklärt, dass gemäss den Statuten die Generalversammlung 
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jährlich die Revisionsstelle für das laufende Geschäftsjahr zu bezeichnen 
habe. Der Vorsitzende führt weiter aus, dass der Verwaltungsrat die 

Wiederwahl der bisherigen Revisionsstelle, PricewaterhouseCoopers AG, 
Basel, als Revisionsstelle für die Jahresrechnung und die 
Konzernjahresrechnung des Geschäftsjahres 2014 vorschlage. 

PricewaterhouseCoopers AG sei bereit, eine Wiederwahl anzunehmen. 
Nachdem keine Wortmeldungen erfolgen, wählt die Generalversammlung 

PricewaterhouseCoopers AG als Revisionsstelle für die Jahresrechnung und 
die Konzernjahresrechnung des Geschäftsjahres 2014 in offener Abstimmung 
mit absoluter Mehrheit bei 46‘345 Gegenstimmen und 3‘036 Enthaltungen. 

Traktandum 8 
Wahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters 

Es folgen keine Wortmeldungen. Die Generalversammlung wählt auf Antrag 

des Verwaltungsrates Frau Dr. Caroline Cron, Anwaltskanzlei Lenz 
Caemmerer, für eine Amtsdauer von einem Jahr bis zum Abschluss der 
nächsten ordentlichen Generalversammlung in offener Abstimmung mit 

absoluter Mehrheit bei 1‘520 Gegenstimmen und 2‘261 Enthaltungen. 

Der Vorsitzende gratuliert Frau Dr. Caroline Cron und wünscht ihr viel Erfolg in 
ihrer Funktion. 

Traktandum9 
Anpassung der Statuten an die Verordnung gegen übermässige 
Vergütungen bei börsenkotierten Aktiengesellschaften (VegüV) 

Das Protokoll für Traktandum 9 wurde durch Herr Dr. Alexander Gutmans, 
Advokat und Notar, geführt und öffentlich beurkundet und ist im Anhang zu 

diesem Protokoll aufgeführt.  

Traktandum10 
Weitere Anpassungen der Statuten 

Das Protokoll für Traktandum 10 wurde durch Herr Dr. Alexander Gutmans, 
Advokat und Notar, geführt und öffentlich beurkundet und ist im Anhang zu 
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diesem Protokoll aufgefOhrt. 

Traktanduml 1 
Schaffung von genehmigtem Kapital durch die Genehmigung des 
Artikels 3b der Statuten 

Das Protokoll fOr Traktandum 11 wurde durch Herr Dr. Alexander Gutmans, 

Advokat und Notar, gefOhrt und offentlich beurkundet und ist im Anhang zu 

diesem Protokoll aufgefOhrt. 

Der Vorsitzende stellt anschliessend fest, doss damit die Generalversammlung 

am Ende der Traktandenliste angelangt sei. Von Aktionarsseite werden keine 

weiteren Fragen gestellt. 

Der Vorsitzende bedankt sich fOr das Erscheinen der Aktionare. Er schliesst die 

13. ordentliche Generalversammlung der Basilea und ladt die Teilnehmer zum 

Apero ein. Die Generalversammlung wird um 16:00 Uhr geschlossen. 

Basel ... 1. .......... ./!5P, .. ~ .. L ... ?.P..J ... 'i.................... Basel ....... 1. ........ :-&.f .ci .. I ....... ~ .. !..<f.. ............... . 

Der Vorsitzende Die ProtokollfOhrerin 

Dr. Martin Nicklasson 

Anhang: 

Offentlich beurkundetes Protokoll vom 9. April 2014 
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A.Prot. 2014/30 
vom 9. AprlJ 2014 des Notars 
Dr. Alexander Gutmans, Base.I (Schweiz) 

OFFENTLICHE URKUNDE 

Notarielles Protokoll Ober die Traktanden 9, 10 und 11 der ordentllchen Generalver­

sammlung der Aktionare der Basilea Pharmaceutica AG (Basllea Pharmaceutlca SA) 

{Basllea Pharmaceutica Ltd), in Basel, vom 9. April 2014 

Der unterzelchnende l>ffentJlche Notar, Dr. Alexander Gutmans, In Basel, hat am heu~ 

tigen Tag der ordentlichen Generalversammlung der Aktlonare der 

Basifea Pharmaceutlca AG 

(Basilea Pharmaceutlca SA) 

(Basllea Pharmaceutlca Ltd) 

mit Sitz In Basel, abgehalten in den Raumlichkelten des Hotels Hilton Basel, Aeschenw 

graben 31, 4051 Basel, belgewohnt, um Ober deren BeschlQsse Ober die Traktanden 9, 

10 und 11 fulgendes Protokoll tn offentlicher Urkunde aufzunehmen: 

Herr Martin Nlcklasson, schwedischer Staatsangehorlger, in Goteborg, personlich 

bekannt, eroffnet um 14: 05 Uhr die Versammlung, Obemlmmt als Prasident des Ver­

waltungsrates den Vorsltz, und emennt Frau Elizabeth Rozek zur Fuhrerin des Ver­

sammlungsprotokolls. 

Herr Martin N1cklasson stellt zudem fest, dass 

die zur am 19. Marz 2014 Im 

Schweizerischen Handelsamtsblatt, Publikationsorgan 

bliziert worden ist; zudem samtHc:he Aktlonare per Brief zur Teilnahme an 

Versammlung galtlg worden sind; 

die Verhandlungsgegenstande und die Antrage des Verwaltungsrates In der Eln­

ladung enthalten waren; 

Dr. Alexander Gutmans als Notar anwesend 1st; er die heutigen Besc:hlUsse der 

Generalversammlung Ober die Traktanden 9, 10 und 11 beurkunden wird; 

PricewaterhouseCoopers AG als Revisionsstelle anwesend ist; 

Frau Dr. Caroline Cron, Advokatin, als unabhangige Stimmrechtsvertreterin ver­

schiedener Aktion!re anwesend ist; 

die Aktlonare mlt der Elnladung ein Formular bezuglich der VollmachtertelJung an 

die unabhangige Stlmmrechtsvertreterln erhalten haben und dass die Aktionare 
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mit Unterzeichnung dleses Formulars die unabhanglge Stimmrechtsvertreterln 

beauftragt und erm!chtlgt haben, das Stimmrecht gem~ss den jeweJllgen Antra· 

gen/Empfehlungen des Verwaltungsrates auszuuben, sofem sle bel elnzetnen 

oder mehreren Antragen oder Verhandlungsgegen~nden kelne anderslauten­

den Wefsungen auf dlesem Welsungsformular ertellt haben und dass dies auch 

filr den Fall gelte, dass an der Versammlung Ober Antr!ge oder Verhandlungsge­

genstande abgestimmt wird, welche nlcht In der Elnladung aufgefi.ihrt slnd, und 

die Aktion§re filr diese Falle kelne schrlftllchen Welsungen ertellt haben; 

keine Prasenzquoren Anwendung finden bzw. die Versammlung beschlussfahig 

ist fOr alle Tralctanden, unabhanglg von der Anzahl der anwesenden Aktlon'5re 

respekttve der vertretenen Akt1en; 

jede Aktie zu etner Stlmme berechtlgt, und dass grundsatzllch fQr das gOltlge 

zustandekommen der BeschlOsse das absolute Mehr der vertretenen Stimmen 

gllt, ausser far Traktandum 11, ftlr welches ein quallflzlertes Mehr erforderllch 

1st; 

er die Aktionare, welche das Wort ergreifen m6chten, dazu elnladt, lhre Hand zu 

erheben und das zur Verfugung stehende Mlkrofon zu benutzen; er die Spre­

chenden fOr das Protokoll blttet, lhren Namen und ihren Wohnort bekanntzuge­

ben. 

Der Vorsitzende erklart, dass 

diese Versammlung Ober samtllche Traktanden beschlJessen kann; 

er, bevor die Versammlung zu den Traktanden schreltet, die Anwesenhelt sowle 

die vertretenen Aktien mitteilt, da ihm soeben die Ergebnlsse der Zahlung am 

demgemass 

vertreten 

Aktlen bez1ehungswelse Stlmmen an der Versammlung 

In die vct'+r'illl•l"Olr'!iOlri 

127 Aktlonare slnd anwesend, weh:he insgesamt 94'369 Aktlen "1'=u"'""".a""a." 

der unabhangJge Stfmmrechtsvertreter vertritt 5'255'544 Aktlen. 

9. Anpassung der Statuten an die Verordnung gegen ubermasslge Vergil• 

tungen bei b6rsenkotlerten Aktiengesellschaften (VeguV) 

a). Antrag des Verwaltungsrates 

Der Vorsltzende erklt!rt, dass der Verwaltungsrat beantragt, die Statuten der GesefJ­

schaft an die Verordnung gegen Qbermasslge Vergutungen bel borsenkotierten Aktlen­

gesellschaften (VegQV) anzupassen und folgende Artlkel zu andern oder zu erganzen, 
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alles gemass Anlage 1 zu dleser Urkunde: Artlkel 6 Absatz 2 Ziffern 2, 5, 6 (neu), 

7 (neu) und 9 {neu); Artikel 8 Absatz 4; Artikel 10 Absatz 2 und 3; Artikel 13 Ab· 

satz 2; Artikel 14; Artikel 15 Absatz 2 Ziffer 6 und Absatz 3 (neu); Artikel 18; Arti­

kel 19 (neu); Artikel 20 (neu); Artikef 21 (neu); Artikel 25 (neu) und Artikel 26 (neu). 

b) Wortme/dungen 

Herr Guido Casty, Blnnlngen, fragt, ob die Traktanden der Generalversammlung nlcht 

fn efner anderen Relhenfolge behandelt werden sollten. 

Der Vorsitzende antwortet, dass Basilea dies fUr die Zukunft prufen wird. 

Herr Guido Casty, Blnnlngen, fragt, ob dieser Punkt von einem Rechtsberater der Ge­

sellsc:haft beantwortet.werden konne. 

Frau Elizabeth Rozek, General Counsel & Corporate Secretary, erganzt, dass der Ver­

waltungsrat sich durch Schweizer Rechtsexperten beraten liess und dass demnach die 

Reihenfolge der Traktanden in Oberein$timmung mit geltendem Recht erstellt wurde. 

Herr Peter Steiger, Thurgau, ruhrt aus, dass seiner Melnung nach die Entschadigung 

des Verwaltungsrates auf eine fixe Entschadigung beschriinkt werden soll. 

Der Vorsitzende antwortet, dass der Verwaltungsrat diese Frage emst nimmt und sich 

damit auselnander setzen wlrd. 

Herr Leon Maitre, Allsc:hwll, fi.ihrt aus, dass seiner Melnung nach die Anzahl und die 

Entschadigung des Verwaltungsrates zu einem ausgeglichenen Ergebnis fi.ihren sollte. 

Der Vorsltzende antwortet, dass angeslchts der Steigerung Ba-
slleawAktle um 136%, die Entschadlgung des Verwaltungsrates die Lelstung der Ge ... 

l:!.a 111 C!,.'"•.aff' in moderater Art ""0 f1°""""1'°"' 

Nachdem die Stimmen gezahlt worden 

slnd, erklart der Vorsitzende, dass die Versammlung den vorgenannten Anderungen 

der Statuten gemass dem Antrag des Verwaltungsrates mit absoluter Mehrheft von 

3'161\899 Sttmmen, bei 1'875'910 Gegenstlmmen und 312'104 Enthaltungen, zuge­

stimmt hat. 
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10. Weitere Anpassungen der statuten 

a) Antrag des Verwaltungsrates 

Der Vorslt:zende erklart, dass der Verwaltungsrat beantragt, aufgrund von Gesetzes" 

anderungen weltere Anpassungen der Statuten vorzunehmen und folgende Artikel zu 

~ndem, zu erganzen oder zu streichen, alles gemass Anlage 2 zu dieser Urkunde: 

Artikel 6 Absatz 2 Zlffem 3, 4, 8; Artikel 11 Absatz 2; Artlkel 15 Absatz 2 Zlffer 10; 

Artikel 19; Artikel 20 Absatz -2; Artikel 23 Absatz 2 sowle der derzeitige Artikel 25. 

b) Beschluss der Versammlung 

Nachdem die Abstimmung durchgefuhrt worden ist und die Stlmmen gezahlt worden 

sind, erklart der Vorsltzende, dass die Versammlung den vorgenannten Anderungen 

der Statuten gemass dem Antrag des Verwaltungsrates mlt absoluter Mehrheit von 

5'325'850 Stimmen, bei 16\131 Gegenstlmmen und 7'932 Enthaltungen, zugestlmmt 

hat. 

11.. Schaffung von genehmfgtem Kapital 

a) Antrag des Verwaltungsrates 

Der Vorsitzende erklart, dass der Verwaltungsrat beantragt, das geneh migte Kapital 

zu erneuem und die Statuten mit einem neuen Artlkel 3b wle folgt zu erganzen: 

"A.rtikel 3b Genehmlgtes Aktlenkapftal 

1 Der Verwaltungsrat 1st ermachtigt, in einem von 2 Jahren Aktlen-

1<ac1ital In elnem ITIG,,,r.a,ro.n c;;: ... t'l>ri'l-f-n.l"l um 1'9ti"i.i~li'llE1"611"•11'.' CHF 

hOhen durch Ausgabe von h&:hstens 2'0001000 Namenaktien zum Nennwert von 

CHF Die neuen Aktlen zu liberJeren. 

2 Zelchnung und Erwerb der neuen Namenaktlen sowle jede nachfolgende Ober .. 
tragung unterllegen den Bestimmungen von Artikel S der Statuten. 

3 Der Verwaltungsrat legt den Zeltpunkt der Ausgabe von neuen Aktien, deren 

Ausgabepreis, die Art der Liberierung, die Bedingungen der Bezugsrechtsaus­

ubung und den Beginn der Dlvldendenberechtigung fest. Dabel kann der Verwal­

tungsrat neue Aktlen mlttels FestObemahme durch elne Bank oder ein Konsortl­

um ausgeben. 

4 Der Verwaltungsrat kann das Bezugsrecht der Aktlonare, einschUessllch Im Fall 

elnes offentllchen Angebots ffir Aktien der Gesellschatt, ganz oder teiJweise aus­

schUessen und elnzelnen Aktionaren oder Dritten zuweisen fOr Zwecke der Ver-
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wendung der Aktlen fur die Beteiligung von strateglschen Partnern; fur den Er­

werb von oder die Investltion in Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligun~ 

gen, Produkte und Produktentwicklungsprogramme, Immaterlalguterrechte oder 

Llzenzen zur Entwlcklung, Herstellung oder Vertrleb von Produkten auf den Ge­

bleten der Pharmazie, Blologle oder Dlagnostik oder fi.ir Aktienplatzlerungen filr 

die Finanzierung oder Reflnanzlerung solc:her Erwerbs- oder Investitionsvorhaben 

der Gesellschaft, um mlttels Aktlentausch elne Transaktion ·zu erleichtem; fur die 

Erweiterung des Aktionarskreises in bestimmten Investorenmt;rkten oder Im zu­

sammenhang mit der Kotierung der Aktien an auslandtsc:hen Borsen; oder zum 

Zwecke elner raschen und flexiblen Beschaffung von Elgenkapltal durch eine Ak .. 

tienplatzlen.mg, welche mit Bezugsrecht nur schwer mligllch wEire. In alien ande .. 

ren Fallen blelbt das Bezugsrecht gewahrt. Aktlen, fOr welche Bezugsrechte eJn .. 

geraumt, aber nic:ht ausgeubt werden, stehen zur Verfilgung des Verwaltungsra ... 

tes, der sie zu Marktkonditlonen platzJeren kann.~ 

b) Wortmeldungen 

Herr Peter Steiger, Thurgau, fragt, wie das genehmlgte Kapltal genutzt werden sou. 

Der Vorsitzende antwortet, dass mittels genehmigtem Kapital Flexlbllltat filr strategl­

sche zwecke geschaffen werden soil. Er erglinzt, d,ass zum heutlgen Zeltpunkt kelne 

konkreten Plane bestehen und dass der Verwaltungsrat In Zukunft unter BerOcksichtl .. 

gung aller Interessen entscheiden wlrd. 

Herr Ronald Scott erganzt, dass das genehmlgte Kapltal Flexlbllltat schaffen soll, um 

strateglsche Getegenheiten wahrzunehmen. 

Herr Guido Binnlngen, stellt die nach dem Bezugsrechtsausschluss. 

Der Vorsltzende antwortet, dass slch der Verwaltungsrat dem Thema Verwasserung 

•• ...,., .... ,.,.,,... ist und im lnteresse der ent-

scheiden wlrd. 

c) Beschluss der Versammlung 

Nachdem die Abstlmmung durchgefilhrt worden ist und die Stlmmen gezahlt worden 

sind, erklart der Vorsltzende, dass die Versammlung dem neuen Artlkel 3b der Statu­

ten gemass dem Antrag des Verwaltungsrates mlt absoluter Mehrheit von 4'731'251, 

bei 611'990 Gegenstlmmen und 6'672 Enthaltungen, zugestimmt hat. 

Der Vorsitz.ende erkl~rt, dass aufgrund der oblgen Anderungen der Statuten die Num­

merlerung der elnzelnen Artlkel der Statuten entsprechend anzupassen ist. 
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URKUNDLICH DESSEN 1st dleses ProtokoJI samt Anlagen uber die Traktanden 9, 10 und 

11 der in deutscher mid engllsc:her Sprache abgehaltenen ordentUchen Generalversamm­

lung von mlr, dem Notar, welcher der deutschen sowie der englischen Sprache machtlg 

1st, in deutscher Sprache verfasst und unter Belseb:ung meines Amtssiegels hlemach 

unterzeichnet Worden. 

Basel, den 9. (neunten) April 2014 (zweltaused~ 

----I 

Dr. Alexander Gutmans, Notar 
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Traktandum 9 - Anlage 1 

Geltender Text Vorgeschlagener revidierter Text 

Art. 6 Absatz 2 (Befugnisse) Art. 6 Absatz 2 (Befugnisse) 
2Der Generalversammlung stehen folgende 

unübertragbare Befugnisse zu: 

2Der Generalversammlung stehen folgende 

unübertragbare Befugnisse zu: 

2. Wahl und Abberufung der Mitglieder des

Verwaltungsrates, der Revisionsstelle und des 

Konzernrechnungsprüfers; 

2. Wahl und Abberufung der einzelnen

Mitglieder des Verwaltungsrates, dessen 

Präsidenten, der einzelnen Mitglieder des 

Vergütungsausschusses und der 

Revisionsstelle; 

5. Beschlussfassung über die Gegenstände,

die der Generalversammlung durch das 

Gesetz oder die Statuten vorbehalten sind 

oder ihr durch den Verwaltungsrat vorgelegt 

werden.  

[Wird zur Ziffer 10] 

5. Genehmigung des Gesamtbetrages der

maximalen Vergütung des Verwaltungsrats 

für die Periode zwischen zwei ordentlichen 

Generalversammlungen; 

[Keine Bestimmung] 6. Genehmigung des Gesamtbetrages der

maximalen fixen Vergütung der 

Geschäftsleitung für die Periode vom 1. Juli 

des laufenden Jahres bis zum 30. Juni des 

Folgejahres; 

[Keine Bestimmung] 7. Genehmigung des Gesamtbetrages der

maximalen variablen Vergütung der 

Geschäftsleitung für die Periode vom 1. 

Januar bis zum 31. Dezember des laufenden 

Geschäftsjahres; 

[Keine Bestimmung] 9. Wahl des unabhängigen

Stimmrechtsvertreters; 

Art. 8 Absatz 4 (Einberufung) Art. 8 Absatz 4 (Einberufung) 
4Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung sind der 

Geschäftsbericht, der Revisionsbericht und 

gegebenenfalls der Bericht des 

Konzernprüfers am Sitz der Gesellschaft zur 

Einsicht der Aktionäre aufzulegen. In der 

Einberufung zur Generalversammlung ist auf 

diese Auflegung und auf das Recht der 

Aktionäre hinzuweisen, die Zustellung dieser 

Unterlagen zu verlangen; die 

Namenaktionäre sind zudem unter 

Einhaltung derselben Frist durch schriftliche 

Mitteilung davon zu unterrichten. 

4Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung sind der 

Geschäftsbericht, der Vergütungsbericht und 

die entsprechenden Revisionsberichte am 

Sitz der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre 

aufzulegen. In der Einberufung zur 

Generalversammlung ist auf diese Auflegung 

und auf das Recht der Aktionäre 

hinzuweisen, die Zustellung dieser Unterlagen 

zu verlangen; die Namenaktionäre sind 

zudem unter Einhaltung derselben Frist durch 

schriftliche Mitteilung davon zu unterrichten. 

Art. 10 Absatz 2 und 3 (Teilnahmeberechti-

gung, Vertretung) 

Art. 10 Absatz 2 und 3 (Teilnahmeberechti-

gung, Vertretung)
2Ein Aktionär kann sich durch Erteilung einer 

schriftlichen Vollmacht durch einen Dritten 

an der Generalversammlung vertreten 

lassen, der nicht Aktionär zu sein braucht. 

2Ein Aktionär kann sich an der 

Generalversammlung durch den 

unabhängigen Stimmrechtsvertreter oder, 

durch Erteilung einer schriftlichen Vollmacht, 

durch einen Dritten, der nicht Aktionär zu sein 

braucht, vertreten lassen. 
3Der Verwaltungsrat erlässt 

Verfahrensvorschriften über die Teilnahme 

3Die Generalversammlung wählt den 

unabhängigen Stimmrechtsvertreter für eine 



und Vertretung an der Generalversammlung. 

[Wird zur Ziffer 4] 

Amtsdauer bis zum Abschluss der nächsten 

ordentlichen Generalversammlung. 

Wiederwahl ist möglich. Der Verwaltungsrat 

bezeichnet den unabhängigen 

Stimmrechtsvertreter für die nächste 

Generalversammlung, sofern die 

Gesellschaft keinen unabhängigen 

Stimmrechtsvertreter hat.

Art. 13 Absatz 2 (Anzahl Mitglieder, 

Amtsdauer) 

Art. 13 Absatz 2 (Anzahl Mitglieder, 

Amtsdauer) 

2Die Amtsdauer der 

Verwaltungsratsmitglieder beträgt 3 Jahre, 

wobei unter einem Jahr die Zeitdauer 

zwischen zwei ordentlichen 

Generalversammlungen zu verstehen ist. 

Vorbehalten bleiben vorheriger Rücktritt und 

Abberufung. Der Wahlturnus ist so 

festzulegen, dass jedes Jahr die Amtsdauer 

von rund einem Drittel der 

Verwaltungsratsmitglieder abläuft. 

Wiederwahl ist zulässig. Neue Mitglieder 

treten in die Amtsdauer derjenigen ein, die 

sie ersetzen. 

2Die Amtsdauer der 

Verwaltungsratsmitglieder und des 

Präsidenten endet nach Abschluss der 

nächsten ordentlichen 

Generalversammlung. Vorbehalten bleiben 

vorheriger Rücktritt und Abberufung. 

Wiederwahl ist zulässig. Ist das Präsidium 

vakant, bezeichnet der Verwaltungsrat bis 

zum Abschluss der nächsten ordentlichen 

Generalversammlung aus seiner Mitte einen 

Präsidenten. 

Art. 14 (Konstituierung, Organisation) Art. 14 (Konstituierung, Organisation)

Der Verwaltungsrat konstituiert und 

organisiert sich im Rahmen der gesetzlichen 

und statutarischen Vorschriften selbst. Er 

bezeichnet seinen Präsidenten und den 

Sekretär, der nicht Mitglied des 

Verwaltungsrats und/oder Aktionär sein muss. 

Der Verwaltungsrat konstituiert und 

organisiert sich im Rahmen der gesetzlichen 

und statutarischen Vorschriften selbst. Er 

bezeichnet seinen Sekretär, der nicht 

Mitglied des Verwaltungsrats und/oder 

Aktionär sein muss. 

Art. 15 Absatz 2 (Aufgaben und Befugnisse) Art. 15 Absatz 2 (Aufgaben und Befugnisse) 
2Der Verwaltungsrat hat folgende 

unübertragbare und unentziehbare Aufga-

ben: 

2Der Verwaltungsrat hat folgende 

unübertragbare und unentziehbare Aufga-

ben: 

6. Erstellung des Geschäftsberichtes sowie

Vorbereitung der Generalversammlung und 

Ausführung ihrer Beschlüsse; 

6. Erstellung des Geschäfts- und des

Vergütungsberichts sowie Vorbereitung der 

Generalversammlung und Ausführung ihrer 

Beschlüsse;

[Keine Bestimmung] 3Der Verwaltungsrat hat folgende zusätzliche 

Befugnisse betreffend Vergütung: 

1. Der Verwaltungsrat kann der

Generalversammlung Anträge in

Bezug auf die maximalen

Gesamtbeträge für andere

Zeitperioden und/oder in Bezug auf

einzelne Vergütungselemente für

dieselben oder andere Zeitperioden

und/oder bedingte Anträge zur

Genehmigung vorlegen.

2. Lehnt die Generalversammlung einen

Antrag des Verwaltungsrates ab, setzt

der Verwaltungsrat unter

Berücksichtigung aller relevanten

Umstände den entsprechenden



maximalen Gesamtbetrag oder 

mehrere maximale Teilbeträge fest, 

und unterbreitet diesen bzw. diese 

der Generalversammlung zur 

Genehmigung. 

3. Die Gesellschaft oder von ihr

kontrollierte Gesellschaften können

Vergütungen vor der Genehmigung

durch die Generalversammlung unter

Vorbehalt der nachfolgenden

Genehmigung ausrichten.

Artikel 18 Entschädigung 

Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben 

Anspruch auf Ersatz ihrer im Interesse der 

Gesellschaft aufgewendeten Auslagen sowie 

auf eine ihrer Tätigkeit und Verantwortung 

entsprechende Vergütung, die der 

Verwaltungsrat selbst festlegt.  

Artikel 18 Vergütung 
1Die Mitglieder des Verwaltungsrates haben 

Anspruch auf Ersatz ihrer im Interesse der 

Gesellschaft aufgewendeten Auslagen 

sowie, vorbehältlich der Genehmigung 

durch die Generalversammlung, auf eine 

ihrer Tätigkeit und Verantwortung 

entsprechende Vergütung. Die Gesellschaft 

oder von ihr kontrollierte Gesellschaften 

können mit Verwaltungsratsmitgliedern 

unbefristete oder befristete Verträge über die 

Vergütung abschliessen. Deren Dauer und 

Beendigung richten sich nach Amtsdauer 

und Gesetz. 
2Zusätzlich zu einer fixen Vergütung kann den 

Mitgliedern des Verwaltungsrates eine 

variable Vergütung, die sich nach der 

Erreichung bestimmter Leistungsziele richtet, 

ausgerichtet werden. 
3Die Leistungsziele können persönliche Ziele, 

Unternehmens- und bereichsspezifische Ziele 

und im Vergleich zum Markt, anderen 

Unternehmen oder vergleichbaren 

Richtgrössen berechnete Ziele umfassen. Der 

Verwaltungsrat und/oder der 

Vergütungsausschuss legt die Gewichtung 

der Leistungsziele und die jeweiligen 

Zielwerte fest. 
4 Die Vergütung kann in der Form von Geld, 

Aktien, Optionen und vergleichbaren 

Instrumenten oder Einheiten oder Sach- oder 

Dienstleistungen ausgerichtet werden. Der 

Verwaltungsrat und/oder der 

Vergütungsausschuss legt allfällige 

Verfallsbedingungen, die 

Ausübungsbedingungen und -fristen sowie 

allfällige Sperrfristen fest; er kann vorsehen, 

dass aufgrund des Eintritts im Voraus 

bestimmter Ereignisse wie einem 

Kontrollwechsel oder der Beendigung eines 

Arbeits- oder Mandatsverhältnisses 

Ausübungsbedingungen und -fristen und 

Sperrfristen verkürzt oder aufgehoben 

werden, Vergütungen unter Annahme der 

Erreichung der Zielwerte ausgerichtet werden 



oder Vergütungen verfallen. Der 

Verwaltungsrat und der Vergütungsausschuss 

berücksichtigen dabei die Interessen der 

Gesellschaft. Die Gesellschaft kann die 

erforderlichen Aktien auf dem Markt 

erwerben oder in der Form einer bedingten 

Kapitalerhöhung bereitstellen. Die Vergütung 

kann durch die Gesellschaft oder durch von 

ihr kontrollierte Gesellschaften ausgerichtet 

werden. 

[Keine Bestimmung] C. Vergütungsausschuss 

Artikel 19 Anzahl Mitglieder, Amtsdauer 
1Der Vergütungsausschuss besteht aus einem 

oder mehreren, höchstens aber drei nicht-

exekutiven Mitgliedern des Verwaltungsrats. 
2Die Amtsdauer der Mitglieder des 

Vergütungsausschuss endet nach Abschluss 

der nächsten ordentlichen 

Generalversammlung. Vorbehalten bleiben 

vorheriger Rücktritt und Abberufung. 

Wiederwahl ist zulässig. Scheiden ein oder 

mehrere Mitglieder aus oder ist der 

Vergütungsausschuss nicht vollständig 

besetzt, kann der Verwaltungsrat bis zum 

Abschluss der nächsten ordentlichen 

Generalversammlung aus seiner Mitte 

Mitglieder bezeichnen. 

[Keine Bestimmung] Artikel 20 Aufgaben und Befugnisse 
1Der Vergütungsausschuss unterstützt den 

Verwaltungsrat bei der Erarbeitung, 

Festlegung und Überprüfung der 

Vergütungsstrategie und der -richtlinien der 

Gesellschaft sowie der Leistungskriterien und -

ziele. 
2 Der Vergütungsausschuss unterstützt den 

Verwaltungsrat bei der Ausarbeitung der der 

Generalversammlung zu unterbreitenden 

Anträge betreffend Vergütung der Mitglieder 

des Verwaltungsrates und der 

Geschäftsleitung. Der Verwaltungsrat erlässt 

ein entsprechendes Reglement. Der 

Vergütungsausschuss kann dem 

Verwaltungsrat Vorschläge und 

Empfehlungen betreffend Entschädigung der 

Verwaltungsrats- und 

Geschäftsleitungsmitglieder oder der Basilea 

Mitarbeitenden unterbreiten. Der 

Vergütungsausschuss unterstützt den 

Verwaltungsrat zudem bei der Erstellung des 

Vergütungsberichts. Im Rahmen seiner 

Delegationsbefugnis kann der 

Verwaltungsrat den Vergütungsausschuss mit 

weiteren Aufgaben beauftragen. 

[Keine Bestimmung] Artikel 21 Vergütung 
1 Die Mitglieder des Vergütungsausschusses 

haben Anspruch auf Ersatz ihrer im Interesse 



der Gesellschaft aufgewendeten Auslagen. 

Vorbehältlich der Genehmigung durch die 

Generalversammlung, haben die Mitglieder 

des Vergütungsausschusses Anspruch auf 

eine ihrer Tätigkeit und Verantwortung 

entsprechende Vergütung. 
2 Artikel 18 dieser Statuten gilt sinngemäss. 

[Keine Bestimmung] V. Geschäftsleitung 

Artikel 25 Ernennung und Vergütung 
1Im Rahmen seiner Aufgaben und Befugnisse 

kann der Verwaltungsrat die 

Geschäftsleitung an natürliche Personen, die 

nicht Aktionäre sein müssen, übertragen. 
2Die Gesellschaft kann Arbeitsverträge mit 

Geschäftsleitungsmitgliedern für unbefristete 

oder befristete Zeitdauer abschliessen. Die 

unbefristeten Arbeitsverhältnisse können 

einer Kündigungsfrist von bis zu 12 Monaten 

unterstehen. Die befristeten 

Arbeitsverhältnisse dürfen eine Dauer von 12 

Monaten nicht überschreiten. Eine 

Erneuerung ist zulässig. 
3Die Gesellschaft oder von ihr kontrollierte 

Gesellschaften sind ermächtigt, jedem 

Mitglied, das nach dem Zeitpunkt der 

Genehmigung der Vergütung durch die 

Generalversammlung in die Geschäftsleitung 

eintritt oder innerhalb der Geschäftsleitung 

befördert wird, während der Dauer der 

bereits genehmigten Vergütungsperiode(n) 

einen Zusatzbetrag auszurichten, wenn die 

bereits genehmigte Vergütung für dessen 

Vergütung nicht ausreicht. Der Zusatzbetrag 

darf je Vergütungsperiode und Mitglied 40% 

der jeweils letzten genehmigten 

Gesamtbeträge der Vergütung der 

Geschäftsleitung nicht übersteigen. 
4Zusätzlich zu einer fixen Vergütung kann den 

Mitgliedern der Geschäftsleitung eine 

variable Vergütung, die sich nach der 

Erreichung bestimmter Leistungsziele richtet, 

ausgerichtet werden. 
5Die Leistungsziele können persönliche Ziele, 

Unternehmens- und bereichsspezifische Ziele 

und im Vergleich zum Markt, anderen 

Unternehmen oder vergleichbaren 

Richtgrössen berechnete Ziele umfassen, 

unter Berücksichtigung von Funktion und 

Verantwortungsstufe. Der Verwaltungsrat 

und/oder der Vergütungsausschuss legt die 

Gewichtung der Leistungsziele und die 

jeweiligen Zielwerte fest. 
6 Die Vergütung kann in der Form von Geld, 

Aktien, Optionen und vergleichbaren 

Instrumenten oder Einheiten oder Sach- oder 

Dienstleistungen ausgerichtet werden. Der 



Verwaltungsrat und/oder der 

Vergütungsausschuss legt allfällige 

Verfallsbedingungen, die 

Ausübungsbedingungen und -fristen sowie 

allfällige Sperrfristen fest; er kann vorsehen, 

dass aufgrund des Eintritts im Voraus 

bestimmter Ereignisse wie einem 

Kontrollwechsel oder der Beendigung eines 

Arbeits- oder Mandatsverhältnisses 

Ausübungsbedingungen und -fristen und 

Sperrfristen verkürzt oder aufgehoben 

werden, Vergütungen unter Annahme der 

Erreichung der Zielwerte ausgerichtet werden 

oder Vergütungen verfallen. Der 

Verwaltungsrat und/oder der 

Vergütungsausschuss berücksichtigt dabei 

die Interessen der Gesellschaft, einschliesslich 

ihrer Fähigkeit, am Arbeitsmarkt die 

geeigneten Personen rekrutieren und die 

Angestellten an die Gesellschaft binden zu 

können. Die Gesellschaft kann die 

erforderlichen Aktien auf dem Markt 

erwerben oder in der Form einer bedingten 

Kapitalerhöhung bereitstellen. Die Vergütung 

kann durch die Gesellschaft oder durch von 

ihr kontrollierte Gesellschaften ausgerichtet 

werden. 

[Keine Bestimmung] VI. Mandate ausserhalb des Konzerns

Artikel 26 Zulässige Mandate 
1Kein Mitglied des Verwaltungsrates kann 

mehr als zwölf zusätzliche Mandate und 

davon nicht mehr als vier Mandate in 

börsenkotierten Unternehmen wahrnehmen. 
2Kein Mitglied der Geschäftsleitung kann 

mehr als fünf zusätzliche Mandate und 

davon nicht mehr als ein Mandat in 

börsenkotierten Unternehmen wahrnehmen. 
3 Nicht unter diese Beschränkungen fallen 

(a) Mandate in Unternehmen, die durch 

die Gesellschaft kontrolliert werden 

oder die Gesellschaft kontrollieren; 

(b) Mandate, die ein Mitglied des 

Verwaltungsrates oder der 

Geschäftsleitung auf Anordnung der 

Gesellschaft oder von ihr kontrollierter 

Gesellschaften wahrnimmt. Kein 

Mitglied des Verwaltungsrates kann 

mehr als zehn solche Mandate 

wahrnehmen; und  

(c) Mandate in Vereinen, 

gemeinnützigen Organisationen und 

Stiftungen sowie 

Personalfürsorgestiftungen. Kein 

Mitglied des Verwaltungsrates oder 

der Geschäftsleitung kann mehr als 

zehn solche Mandate wahrnehmen.  



4Als Mandate gelten Mandate im jeweils 

obersten Leitungsorgan einer Rechtseinheit, 

die zur Eintragung ins Handelsregister oder in 

ein entsprechendes ausländisches Register 

verpflichtet ist. Mandate in verschiedenen 

Rechtseinheiten, die unter gemeinsamer 

Kontrolle stehen, gelten als ein Mandat. 



Traktandum 10 - Anlage 2 

Geltender Text Vorgeschlagener revidierter Text 

Art. 6 Absatz 2 

3. Genehmigung des Jahresberichtes und

der Jahresrechnung sowie Beschlussfassung 

über die Verwendung des Bilanzgewinnes, 

insbesondere die Festsetzung der Dividende; 

4. Entlastung der Mitglieder des

Verwaltungsrates; 

Art. 6 Absatz 2 

3. die Genehmigung des Lageberichts und der

Konzernrechnung; 

4. die Genehmigung der Jahresrechnung sowie

die Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinnes, insbesondere die Festsetzung 

der Dividende; 

8. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates

und der Geschäftsleitung; 

Art. 11 Stimmrecht, Beschlussfassung Art. 11 Stimmrecht, Beschlussfassung
2 Soweit das Gesetz (Art. 704 OR) oder die 

Statuten (Art. 12) keine abweichenden 

Bestimmungen enthalten, fasst die 

Generalversammlung ihre Beschlüsse und 

vollzieht ihre Wahlen mit der absoluten 

Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen.

2 Soweit das Gesetz oder die Statuten (Art. 12) 

keine abweichenden Bestimmungen enthalten, 

fasst die Generalversammlung ihre Beschlüsse 

und vollzieht ihre Wahlen mit der absoluten 

Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen. 

Art. 15 Absatz 2 (Aufgaben und Befugnisse) Art. 15 Absatz 2 (Aufgaben und Befugnisse) 

10. Prüfung der fachlichen Voraussetzungen

der besonders befähigten Revisoren.
[Gestrichen]

C. Revisionsstelle und Konzernprüfer D. Revisionsstelle

Art. 19 Wahl, Aufgaben Art. 22 Wahl, Aufgaben 

1Die Generalversammlung wählt je für die 

Dauer eines Jahres einen oder mehrere 

besonders befähigte Revisoren als 

Revisionsstelle und, soweit gesetzlich 

vorgeschrieben, einen ebensolchen 

Konzernprüfer. 

1Die Generalversammlung wählt je für die Dauer 

eines Jahres die Revisionsstelle. 

2Die Revisionsstelle und der Konzernprüfer 

haben die gesetzlichen Aufgaben und 

Befugnisse. 

2Die Revisionsstelle hat die gesetzlichen 

Aufgaben und Befugnisse.

IV. Rechnungslegung und

Gewinnverwendung 

IV. Rechnungslegung und

Gewinnverwendung 

Art. 20 Geschäftsjahr und Geschäftsbericht Art. 23 Geschäftsjahr und Geschäftsbericht 

2Der Verwaltungsrat erstellt für jedes 

Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der 

sich aus der Jahresrechnung (bestehend aus 

Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang), der 

Konzernrechnung (soweit gesetzlich 

vorgeschrieben) und dem Jahresbericht 

2Der Verwaltungsrat erstellt für jedes 

Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (bestehend aus 

Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang), der 

Konzernrechnung und dem Lagebericht (soweit 

gesetzlich vorgeschrieben) zusammensetzt. Der 



zusammensetzt. Der Verwaltungsrat bestimmt 

die Währung, in welcher die 

Konzernrechnung erstellt wird. 

Verwaltungsrat bestimmt die Währung, in 

welcher die Konzernrechnung erstellt wird.

Art. 25 Beabsichtigte Sachübernahme

1Die Gesellschaft beabsichtigt, nach der 

Gründung von der F. Hoffmann-La Roche 

AG, in Basel, Laboreinrichtungen 

(insbesondere wissenschaftliche Geräte, 

Apparaturen, Automaten und EDV-Anlagen) 

sowie Patente auf den Gebieten der 

Infektionskrankheiten und der Dermatologie 

zum Preis von höchstens CHF 6’000’000.-- zu 

übernehmen. 

[Gestrichen]
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